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Bundesbeschluss Entwurf
über die Volksinitiative «gegen Asylrechtsmissbrauch»

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Prüfung der am 13. November 19991 eingereichten Volksinitiative «gegen
Asylrechtsmissbrauch»,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. Juni 20012,

beschliesst:

Art. 1
1 Die Volksinitiative «gegen Asylrechtsmissbrauch» ist gültig und wird Volk und
Ständen zur Abstimmung unterbreitet.
2 Die Volksinitiative lautet:

Die Initiative lautet wie folgt:

I

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt ergänzt:

Art. 121 Abs. 1a (neu)
1a Zur Verhinderung von Asylrechtsmissbrauch beachtet der Bund unter Vorbehalt
der völkerrechtlichen Verpflichtungen insbesondere folgende Grundsätze:

a. Ist der Asylsuchende aus einem sicheren Drittstaat in die Schweiz eingereist,
wird auf ein Asylgesuch nicht eingetreten, wenn der Asylsuchende im Dritt-
staat ein Asylgesuch gestellt hat oder hätte stellen können.

b. Der Bundesrat legt eine Liste sicherer Drittstaaten fest, in denen die Umset-
zung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Euro-
päischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
sichergestellt ist.

c. Gegen Fluggesellschaften des konzessionierten Linienverkehrs, welche die
Schweiz anfliegen und die geltenden Vorschriften der Mitwirkung bei der
Kontrolle der Einreisevorschriften nicht einhalten, werden Sanktionen er-
griffen. Einzelheiten regelt das Gesetz.
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d. Fürsorgeleistungen an Asylsuchende werden einheitlich für die ganze
Schweiz und abweichend von den allgemeinen Normen angesetzt. Sie wer-
den in der Regel durch Sachleistungen erbracht.

e. Die Kantone bestimmen die Leistungserbringer für die ärztliche und zahn-
ärztliche Betreuung von Asylsuchenden.

f. Asylsuchende, deren Gesuch abgelehnt oder auf deren Gesuch nicht einge-
treten wurde, und bei denen der Vollzug der Wegweisung möglich, zulässig
und zumutbar ist, sowie vorläufig Aufgenommene, welche ihre Mitwir-
kungspflicht grob verletzen, erhalten bis zu ihrer Ausreise staatliche Fürsor-
geleistungen nur im Werte einfacher Unterkunft und Verpflegung sowie
ärztlichen und zahnärztlichen Notfalldienst. Erwerbstätigkeiten sind ihnen
nur im Rahmen von staatlichen Beschäftigungsprogrammen erlaubt.

II

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt:

Art. 197 (neu)

1. Übergangsbestimmung zu Art. 121 Abs. 1a (Asylrecht) (neu)

Die Bestimmungen von Artikel 121 Absatz 1a treten drei Monate nach ihrer An-
nahme durch Volk und Stände in Kraft. Der Bundesrat erlässt die nötigen Vollzugs-
bestimmungen auf dem Verordnungswege, bis sie durch die ordentliche Gesetzge-
bung abgelöst werden.

Art. 2

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen.
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